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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a R 100/08 B 
 
L 3 RJ 57/03 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 26 RJ 937/01 (SG Berlin) 
 
 
 
 
…………………………….. , 
 
 

Kläger, Antragsteller und  
Beschwerdeführer, 

 
Prozessbevollmächtigter:   ........................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg, 
Knobelsdorffstraße 92, 14059 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. Mai 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen das 

Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 17. Januar 2008 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt                G.        beizuordnen, 

wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten  

Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 17.1.2008 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen Berufsunfähigkeit verneint, weil der 

Kläger nicht berufsunfähig sei. Zwar könne er seine bisherige Tätigkeit als Schornsteinfeger 

aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr ausüben, doch sei er noch zumutbar verweisbar auf 

die Tätigkeit des Hausmeisters in Wohn- und Büroanlangen sowie in der öffentlichen 

Verwaltung. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf das Vorliegen von Verfahrensfehlern iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Für die Durchführung des 

Beschwerdeverfahrens hat er die Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von 

Rechtsanwalt               G.         beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt               

G.         ist abzulehnen.  

 

Voraussetzung für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die damit verbundene Beiord-

nung eines Rechtsanwalts ist gemäß § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung, 

dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet. Dies ist nicht der Fall. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht 

ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen 

bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den Ver-

fahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber 

hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend 

von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Bei der Rüge eines Verstoßes gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

muss die Beschwerdebegründung folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das 
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Revisionsgericht ohne weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, 

(2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund deren bestimmte Tatfragen als klä-

rungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden Beweisan-

trag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4) Anga-

be des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und (5) Schilde-

rung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen 

Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses 

der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem 

Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 3 mwN). Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger trägt im Wesentlichen vor, das LSG sei seinen Beweisanträgen vom 3.1.2005, 

24.5.2005 und 25.10.2006 nicht nachgekommen. Es hätte insbesondere auf die Vernehmung 

der behandelnden Ärzte und von Frau von P.          nicht verzichten dürfen. Mit diesem Vorbrin-

gen hat der Kläger den behaupteten Verfahrensmangel jedoch nicht dargetan. Er hat bereits 

keine Beweisanträge aufgezeigt, die er bis zuletzt aufrechterhalten habe. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungspflicht von ei-

nem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in einem vorberei-

tenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG über-

gangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der maßgebenden 

mündlichen Verhandlung nicht mehr weiterverfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig vertretenen 

Beteiligten - wie dem Kläger - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündlichen Ver-

handlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens hilfsweise 

wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 mwN). Der Kläger hat vorliegend nichts dazu 

vorgetragen, dass er die schriftsätzlich angekündigten Anträge in der mündlichen Verhandlung 

wiederholt habe. Im Übrigen kann bei dem genannten Beweisangebot nicht von prozessord-

nungsgemäßen Anträgen (vgl hierzu BSG SozR 1500 § 160 Nr 45) ausgegangen werden. 

Denn nach dem Vorbringen in der Beschwerdebegründung enthielten diese Beweisangebote 

keine Formulierung einzelner konkreter Beweisfragen. Das Übergehen derartiger 

Beweisangebote, die lediglich als Beweisanregungen angesehen werden können, begründet 

keinen Verfahrensmangel im Sinne einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht. 

 

Mit seinem Vorbringen wendet sich der Kläger letztlich gegen die vom LSG vorgenommene 

Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) und damit gegen die Richtigkeit des Berufungs-

urteils. Auf die vermeintliche Unrichtigkeit der angefochtenen Entscheidung kann jedoch nach 

dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht 

gestützt werden. 
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Auch mit seinem Vorwurf, das LSG habe gegen das grundgesetzliche Willkürverbot verstoßen, 

weil es sich willkürlich über die von allen Sachverständigen - außer Frau Dr. H.             - dia-

gnostizierte Gleichgewichtsstörung ohne Begründung hinweggesetzt habe, wendet er sich 

gegen die Richtigkeit der vorgenommenen Beweiswürdigung. Dies bringt er selbst zum Aus-

druck, wenn er dem LSG vorwirft, die (kritiklose) Übernahme des Ergebnisses des Gutachtens 

bzw die Heranziehung des Befundberichts aus dem Jahre 1999 seien verfehlt (S 6 bzw S 10 

der Beschwerdebegründung). Dass das LSG keine Begründung für seine Entscheidung 

gegeben habe, lässt sich dem Beschwerdevorbringen nicht entnehmen, denn der Kläger weist 

verschiedentlich auf Gesichtspunkte hin, auf die das LSG seine Entscheidung gestützt hat (s 

S 2, 6, 7, 8, 10 der Beschwerdebegründung). Hierbei kommt es nicht darauf an, dass der 

Kläger diese Begründung für unzulänglich oder unzutreffend hält. Der Beschwerdebegründung 

lässt sich jedenfalls nicht entnehmen, dass das Urteil entgegen § 136 Abs 1 Nr 6 SGG keine 

Entscheidungsgründe enthält. Soweit der Kläger Befangenheitsgründe gegen die 

Sachverständige andeutet, ist mangels Erwähnung eines im Berufungsverfahren angebrachten 

Gesuchs ebenfalls kein Verfahrensmangel dargetan (vgl BSG SozR 3-1500 § 170 Nr 5). 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Vorsausetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 3 SGG). 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG 

iVm § 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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